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I. �Vertragsabschluss; Übertragung von Rechten  
und Pflichten des Käufers; Weiterverkauf des  
Kaufgegenstandes vor Erhalt

1.	� Der Käufer ist an die Bestellung von Nutzfahrzeugen 
höchstens bis 4 Wochen, bei Fahrzeugen mit Sonder-
ausstattungen, die nicht in der Preisliste aufgeführt 
sind, bis 6 Wochen sowie bei Fahrzeugen, die beim 
Verkäufer vorhanden sind, bis 2 Wochen, gebunden. 
Der Kaufvertrag ist abgeschlossen, wenn der Verkäufer 
die Annahme der Bestellung des näher bezeichneten 
Kaufgegenstandes innerhalb der jeweils genannten 
Fristen schriftlich bestätigt hat oder die Lieferung aus-
geführt ist. Der Verkäufer ist jedoch verpflichtet, den 
Besteller unverzüglich zu unterrichten, wenn er die 
Bestellung nicht annimmt.

	� Schriftlich oder Schriftform im Sinne dieser Verkaufs-
bedingungen schließt die digitale Signatur ein.

2.	� Übertragungen von Rechten und Pflichten des Käufers 
aus dem Kaufvertrag sowie vor Erhalt Weiterverkauf 
des Kaufgegenstandes bedürfen der schriftlichen 
Zustimmung des Verkäufers. Dies gilt nicht für einen 
auf Geld gerichteten Anspruch des Käufers gegen den 
Verkäufer. Für andere Ansprüche des Käufers gegen 
den Verkäufer bedarf es der vorherigen schriftlichen 
Zustimmung des Verkäufers dann nicht, wenn beim 
Verkäufer kein schützenswertes Interesse an einem 
Abtretungsausschluss besteht oder berechtigte Belan-
ge des Käufers an einer Abtretbarkeit des Rechtes das 
schützenswerte Interesse des Verkäufers an einem 
Abtretungsausschluss überwiegen. Bei Verstoß oder 
versuchtem Verstoß gegen diese Regelung kann der 
Verkäufer durch schriftliche Erklärung ohne Fristset-
zung vom Vertrag zurücktreten. 

3.	 �Andere Allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers 
gelten auch dann nicht, wenn der Verkäufer ihnen 
nicht ausdrücklich widersprochen hat. 

II. Preise

1.	� Der Preis des Kaufgegenstandes versteht sich ab Her-
stellerwerk zuzüglich etwaiger Überstellungskosten 
und zuzüglich Umsatzsteuer (Kaufpreis). Vereinbarte 
Nebenleistungen werden zusätzlich berechnet. 

2.	� Die im Kaufvertrag genannte Gesamtsumme ist als 
Kaufpreis zu zahlen, wenn eine Lieferzeit bis zu 4 Mona-
ten vereinbart ist oder innerhalb von 4 Monaten gelie-
fert wird. Andernfalls ändert sich der Kaufpreis im 
gleichen Verhältnis wie sich die Listenpreise des  
Verkäufers für Fahrzeug, Sonderausstattung und Über-
stellungskosten zuzüglich Umsatzsteuer bis zum Tag 
der Lieferung verändern. 

	� Erhöhungen der Listenpreise zwischen der schriftli-
chen Kaufpreismitteilung durch den Verkäufer und der 
Lieferung werden nicht berechnet, wenn der Käufer 
das Fahrzeug fristgerecht abnimmt. 

	� Der Käufer kann vom Vertrag zurücktreten, wenn die 
Summe der Kaufpreise für Fahrzeug und Sonderaus-
stattung und des Entgelts für die Überstellung in der 
Kaufpreismitteilung die Summe der für den gleichen 
Umfang in der Bestellung genannten Preise um mehr 
als 3 % – bei vereinbarter Lieferzeit von mindestens  
18 Monaten um mehr als durchschnittlich 1,5 % je 
Vertragshalbjahr – übersteigt. 

	� Der Rücktritt hat in Textform binnen 2 Wochen seit 
Zugang der Kaufpreismitteilung zu erfolgen. 

3.	� Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen 
oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Kauf
vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selb-
ständigen beruflichen Tätigkeit handelt, ändert sich in 
jedem Fall der Kaufpreis im gleichen Verhältnis wie 
sich die Listenpreise des Verkäufers für Fahrzeug, 
Sonderausstattung und Überstellungskosten zuzüglich 
Umsatzsteuer bis zum Tag der Lieferung verändern; 
Ziffer 2 gilt nicht.  

III. Zahlung 

1.	� Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind bei 
Übergabe des Kaufgegenstandes und Aushändigung 
oder Übersendung der Rechnung oder einer anderen 
Abrechnungsunterlage zur Zahlung fällig. Der Vertreter 
des Verkäufers ist widerruflich zur Entgegennahme 
des Kaufpreises ermächtigt. Der Kaufpreis und die 
Preise für Nebenleistungen können bis zu einem 
Betrag von 9.999 EUR inkl. Umsatzsteuer bar bezahlt 
werden. Der darüber hinausgehende Betrag ist bar-
geldlos zu bezahlen. Abweichend hiervon kann der 
Verkäufer im Einzelfall eine Barzahlung bei einem 
unter der oben genannten Bargeldgrenze liegenden 
Betrag ablehnen, wenn der Käufer innerhalb eines 
Zeitraumes von weniger als 30 Tagen weitere Käufe 
oder Aufträge bei dem Verkäufer tätigt, die insgesamt 
den Betrag von 9.999 EUR inkl. Umsatzsteuer über-
steigen. 

2.	� Gegen Ansprüche des Verkäufers kann der Käufer nur 
dann aufrechnen, wenn die Gegenforderung des  
Käufers unbestritten ist oder ein rechtskräftiger Titel 
vorliegt. Hiervon ausgenommen sind Gegenforderun-
gen des Käufers aus demselben Kaufvertrag. Ein 
Zurückbehaltungsrecht kann er nur geltend machen, 
soweit es auf Ansprüchen aus demselben Vertragsver-
hältnis beruht. 

IV. Lieferung und Lieferverzug 

1.	� Liefertermine oder Lieferfristen, die verbindlich oder 
unverbindlich vereinbart werden können, sind schrift-
lich anzugeben. Lieferfristen beginnen mit Vertragsab-
schluss. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Verkauf von fabrikneuen Kraftfahrzeugen 
– Neufahrzeug-Verkaufsbedingungen –
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2.	� Der Käufer kann den Verkäufer sechs Wochen nach 
Überschreiten eines unverbindlichen Liefertermins 
oder einer unverbindlichen Lieferfrist auffordern zu 
liefern. Diese Frist verkürzt sich auf 10 Tage bei Fahr-
zeugen, die beim Verkäufer vorhanden sind. Mit dem 
Zugang der Aufforderung kommt der Verkäufer in Verzug, 
es sei denn der Verkäufer hat dies nicht zu vertreten. 
Hat der Käufer Anspruch auf Ersatz eines Verzugsscha-
dens, beschränkt sich dieser bei leichter Fahrlässig-
keit des Verkäufers auf höchstens 5 % des vereinbarten 
Kaufpreises. 

3.	� Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag zurücktre-
ten und/oder Schadensersatz statt der Leistung  
verlangen, muss er dem Verkäufer nach Ablauf der in 
Ziffer 2, Satz 1 bzw. 2 dieses Abschnitts genannten 
Sechs-Wochen- bzw. 10-Tage-Frist eine angemessene 
Frist zur Lieferung setzen. Hat der Käufer Anspruch 
auf Schadensersatz statt der Leistung, beschränkt 
sich der Anspruch bei leichter Fahrlässigkeit auf 
höchstens 25 % des vereinbarten Kaufpreises. Ist der 
Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, 
ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein 
Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Aus-
übung seiner gewerblichen oder selbständigen berufli-
chen Tätigkeit handelt, sind Schadensersatzansprüche 
bei leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 

	� Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die  
Lieferung durch Zufall unmöglich, so haftet er mit den 
vorstehend vereinbarten Haftungsbegrenzungen. Der 
Verkäufer haftet nicht, wenn der Schaden auch bei 
rechtzeitiger Lieferung eingetreten wäre. 

4.	� Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbind-
liche Lieferfrist überschritten, kommt der Verkäufer 
bereits mit Überschreitung des Liefertermins oder der 
Lieferfrist in Verzug, es sei denn der Verkäufer hat 
dies nicht zu vertreten. Die Rechte des Käufers bestim-
men sich dann nach Ziffer 2 Satz 4 und Ziffer 3 dieses 
Abschnitts. 

5.	� Die Haftungsbegrenzungen und Haftungsausschlüsse 
dieses Abschnitts gelten nicht für Schäden, die auf 
einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung 
von Pflichten des Verkäufers, seines gesetzlichen Ver-
treters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie 
bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. 

6.	� Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen  
Lieferanten eintretende Betriebsstörungen, die den 
Verkäufer ohne eigenes Verschulden vorübergehend 
daran hindern, den Kaufgegenstand zum vereinbarten 
Termin oder innerhalb der vereinbarten Frist zu liefern, 
verändern die in Ziffern 1 bis 4 dieses Abschnitts 
genannten Termine und Fristen um die Dauer der 
durch diese Umstände bedingten Leistungsstörungen. 

	� Führen entsprechende Störungen zu einem Leistungs-
aufschub von mehr als vier Monaten, kann der Käufer 
vom Vertrag zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte 
bleiben davon unberührt. 

7.	� Konstruktions- oder Formänderungen, Abweichungen 
im Farbton sowie Änderungen des Lieferumfangs  
seitens des Herstellers bleiben während der Lieferzeit 
vorbehalten, sofern die Änderungen oder Abweichungen 
unter Berücksichtigung der Interessen des Verkäufers 
für den Käufer zumutbar sind. 

	� Sofern der Verkäufer oder der Hersteller zur Bezeich-
nung der Bestellung oder des bestellten Kaufgegen-
standes Zeichen oder Nummern gebraucht, können 
allein hieraus keine Rechte abgeleitet werden. 

V. Abnahme 

1.	 �Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand innerhalb 
von 14 Tagen ab dem auf der Übernahmeinformation 
genannten Bereitstellungstag abzunehmen.

2.	� Im Falle der Nichtabnahme kann der Verkäufer von sei-
nen gesetzlichen Rechten Gebrauch machen. Verlangt 
der Verkäufer Schadenersatz, so beträgt dieser 15 % 
des vereinbarten Kaufpreises ohne Umsatzsteuer. Der 
Schadenbetrag ist höher oder niedriger anzusetzen, 
wenn der Verkäufer einen höheren Schaden nachweist 
oder der Käufer nachweist, dass ein geringerer oder 
überhaupt kein Schaden entstanden ist.

VI. Eigentumsvorbehalt 

1.	� Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem 
Verkäufer aufgrund des Kaufvertrages zustehenden 
Forderungen Eigentum des Verkäufers. 

	� Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auch auf Forde-
rungen des das Geschäft vermittelnden Vertreters des 
Verkäufers aus der Vorlage oder Finanzierung des 
Kaufpreises. Soweit derartige Forderungen des Vertre-
ters bestehen, ist der Verkäufer nach Befriedigung 
seiner eigenen Forderungen berechtigt, den Kaufge-
genstand dem Vertreter zu übereignen. 

	� Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder 
ein Unternehmer, der bei Abschluss des Kaufvertrages 
in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen 
beruflichen Tätigkeit handelt, bleibt der Eigentumsvor-
behalt auch bestehen für Forderungen des Verkäufers 
gegen den Käufer aus der laufenden Geschäftsbezie-
hung bis zum Ausgleich von im Zusammenhang mit 
dem Kauf zustehenden Forderungen. 

	� Auf Verlangen des Käufers ist der Verkäufer zum Ver-
zicht auf den Eigentumsvorbehalt verpflichtet, wenn 
der Käufer sämtliche mit dem Kaufgegenstand im 
Zusammenhang stehende Forderungen unanfechtbar 
erfüllt hat und für die übrigen Forderungen aus der 
laufenden Geschäftsbeziehung anderweitig eine ange-
messene Sicherung besteht. 

	� Während der Dauer des Eigentumsvorbehalts steht 
das Recht zum Besitz der Zulassungsbescheinigung 
Teil II dem Verkäufer zu. 

	� Ist der Käufer Aufbauhersteller, tritt er seine Forderun-
gen aus dem Weiterverkauf schon jetzt an den Verkäufer 
jeweils in Höhe des Kaufpreisanspruchs des Verkäu-
fers für den weiterverkauften Kaufgegenstand ab. Der 
Käufer ist bis auf Widerruf zum Einzug der abgetretenen 
Forderungen berechtigt und verpflichtet. Stellt der 
Käufer seine Zahlungen ein, erlischt die Einziehungser-
mächtigung auch ohne ausdrücklichen Widerruf. Der 
Verkäufer ist im Umfang der jeweiligen unanfechtbaren 
Kaufpreistilgung zur Rückabtretung verpflichtet.

2.	� Zahlt der Kunde den fälligen Kaufpreis und Preise für 
Nebenleistungen nicht oder nicht vertragsgemäß, kann 
der Verkäufer vom Vertrag zurücktreten und/oder bei 
schuldhafter Pflichtverletzung des Kunden Schadens-
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ersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem 
Kunden erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung 
bestimmt hat, es sei denn, die Fristsetzung ist ent-
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen entbehr-
lich. Hat der Verkäufer Anspruch auf Schadenersatz 
statt der Leistung und nimmt er den Kaufgegenstand 
wieder an sich, sind Verkäufer und Käufer sich darüber 
einig, dass der Verkäufer dem Käufer den gewöhnlichen 
Verkaufswert des Kaufgegenstandes im Zeitpunkt der 
Rücknahme vergütet. Auf Wunsch des Käufers, der nur 
unverzüglich nach Rücknahme des Kaufgegenstandes 
geäußert werden kann, wird nach Wahl des Käufers ein 
öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger,  
z. B. der Deutschen Automobil Treuhand GmbH (DAT), 
den gewöhnlichen Verkaufswert ermitteln. 

	� Der Käufer trägt die erforderlichen Kosten der Rück-
nahme und der Verwertung des Kaufgegenstandes. 
Die Verwertungskosten betragen ohne Nachweis 5 % 
des gewöhnlichen Verkaufswertes. Sie sind höher 
oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer höhere 
Kosten nachweist oder der Käufer nachweist, dass 
geringere oder überhaupt keine Kosten entstanden 
sind.

3.	� Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, darf der 
Käufer über den Kaufgegenstand weder verfügen noch 
Dritten vertraglich eine Nutzung einräumen.

VII. Haftung für Sachmängel und Rechtsmängel

1.	� Ist der Käufer eines Lastkraftwagens eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtli-
ches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei 
Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerbli-
chen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, 
gilt Folgendes: Ansprüche des Käufers wegen Sach- 
und Rechtsmängeln von Lastkraftwagen verjähren in 
einem Jahr. Ansprüche auf die Beseitigung des Mangels 
nach den technischen Erfordernissen durch Ersatz 
oder Instandsetzung fehlerhafter Teile ohne Berech-
nung der dazu erforderlichen Arbeits- und Materialkos-
ten für die in einem Lastkraftwagen eingebauten 
Aggregate Motor, Getriebe, Gelenkwelle(n) und 
Antriebsachse(n) sowie für die bei Lastkraftwagen mit 
elektrischem Antrieb eingebaute(n) elektrische(n) 
Antriebsachse(n) mit Antriebsinverter(n) und Hoch-
volt-Batterie(n) verjähren in drei Jahren jeweils ab 
Ablieferung des Kaufgegenstandes, nach Ablauf des 
ersten Jahres jedoch längstens bis zu einer Fahrleistung 
von 250 000 km und bei Fahrzeugen mit elektrischem 
Antrieb für die Hochvolt-Batterie(n) zusätzlich längs-
tens bis 1.200 Ladezyklen und sofern der State of 
Health einen Wert von 80 % unterschreitet. Vorge-
nanntes gilt nicht, wenn in der jeweiligen Einzelbestel-
lung über einen entsprechenden Vertriebscode etwas 
Anderes definiert wurde. 

	� Handelt es sich um einen Mitsubishi Fuso Lastkraftwa-
gen, verjähren Ansprüche des Käufers wegen Sach- 
und Rechtsmängeln in einem Jahr. 

	� Bei anderen Käufern (Verbraucher) verjähren Ansprü-
che des Käufers wegen Sach- und Rechtsmängeln von 
Lastkraftwagen in zwei Jahren ab Ablieferung des 
Kaufgegenstandes. Die in dieser Ziffer enthaltene 
Regelung für Aggregate und Bauteile gilt nach Ablauf 
dieser zwei Jahre entsprechend.

	� Für Unimog gilt: Ist der Käufer eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei 
Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerbli-
chen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, 
gilt Folgendes: Ansprüche des Käufers wegen Sach- 
und Rechtsmängeln verjähren in einem Jahr, Ansprüche 
auf die Beseitigung des Mangels nach den technischen 
Erfordernissen durch Ersatz oder Instandsetzung  
fehlerhafter Teile ohne Berechnung der dazu erforder-
lichen Arbeits- und Materialkosten für die eingebauten 
Aggregate Motor, Getriebe und Achsen, Antriebswellen 
und Zapfwellengetriebe in zwei Jahren jeweils ab Ablie-
ferung des Kaufgegenstandes. Bei anderen Käufern 
(Verbrauchern) verjähren Ansprüche des Käufers 
wegen Sach- und Rechtsmängeln in zwei Jahren ab 
Ablieferung des Kaufgegenstandes. 

2.	� Die Verjährungsverkürzung in Ziffer 1dieses Abschnitts 
gilt nicht für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen 
oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Ver-
käufers, seines gesetzlichen Vertreters oder seines 
Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von 
Leben, Körper oder Gesundheit. 

3.	� Hat der Verkäufer aufgrund der gesetzlichen Bestim-
mungen für einen Schaden aufzukommen, der leicht 
fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Verkäufer 
beschränkt: 

	� Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswe-
sentlicher Pflichten, etwa solcher, die der Kaufvertrag 
dem Verkäufer nach seinem Inhalt und Zweck gerade 
auferlegen will oder deren Erfüllung die ordnungsge-
mäße Durchführung des Kaufvertrages überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Käufer regel-
mäßig vertraut und vertrauen darf. Diese Haftung ist 
auf den bei Vertragsabschluss vorhersehbaren typi-
schen Schaden begrenzt. 

	� Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der 
gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und Betrieb-
sangehörigen des Verkäufers für von ihnen durch 
leichte Fahrlässigkeit verursachte Schäden. 

	� Für die vorgenannte Haftungsbegrenzung und den 
vorgenannten Haftungsausschluss gilt Ziffer 2 dieses 
Abschnitts entsprechend. 

4.	� Unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers 
bleibt eine etwaige Haftung des Verkäufers bei arglis-
tigem Verschweigen eines Mangels, aus der Übernahme 
einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos und 
nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 

5.	� Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt werden, gilt 
Folgendes:

a)	� Ansprüche auf Mängelbeseitigung kann der Käufer 
beim Verkäufer oder bei anderen, vom Hersteller/
Importeur für die Betreuung des Kaufgegenstandes 
anerkannten Betrieben geltend machen; im letzteren 
Fall hat der Käufer den Verkäufer hiervon unverzüglich 
zu unterrichten, wenn die erste Mängelbeseitigung 
erfolglos war. Bei mündlichen Anzeigen von Ansprü-
chen ist dem Käufer eine schriftliche Bestätigung über 
den Eingang der Anzeige auszuhändigen. 

b)	� Wird der Kaufgegenstand wegen eines Sach- oder 
Rechtsmangels betriebsunfähig, hat sich der Käufer an 
den dem Ort des betriebsunfähigen Kaufgegenstandes 
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nächstgelegenen, vom Hersteller für die Betreuung 
des Kaufgegenstandes anerkannten dienstbereiten 
Betrieb zu wenden. 

c)	 Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers.

d)	� Für die zur Mängelbeseitigung eingebauten Teile kann 
der Käufer bis zum Ablauf der Verjährungsfrist des 
Kaufgegenstandes Sach- oder Rechtsmängelansprüche 
aufgrund des Kaufvertrages geltend machen. 

6.	 �Soweit der Käufer ein Verbraucher im Sinne von § 13 BGB 
ist, gelten für Sach- und Rechtsmängel an Waren mit 
digitalen Elementen für die digitalen Elemente nicht 
die Bestimmungen dieses Abschnittes, sondern die 
gesetzlichen Regelungen. 

VIII. Haftung für sonstige Ansprüche 

1.	� Sonstige Ansprüche des Käufers, die nicht in Abschnitt 
VII. Haftung für Sachmängel und Rechtsmängel geregelt 
sind, verjähren in der regelmäßigen Verjährungsfrist. 

2.	� Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Abschnitt IV. 
"Lieferung und Lieferverzug" abschließend geregelt. 
Für sonstige Schadensersatzansprüche gegen den 
Verkäufer gelten die Regelungen in Abschnitt VII.  
Haftung für Sachmängel und Rechtsmängel, Ziffer 3 
und 4 entsprechend. 

3.	� Wenn der Käufer ein Verbraucher im Sinne von § 13 BGB 
ist, und Vertragsgegenstand auch die Bereitstellung 
digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen ist, 
wobei das Neufahrzeug seine Funktion auch ohne 
diese digitalen Produkte und Dienstleistungen erfüllen 
kann, gelten für diese digitalen Inhalte oder digitalen 
Dienstleistungen die gesetzlichen Vorschriften der  
§§ 327 ff BGB. 

IX. �Erfüllungsort, Gerichtsstand und anwendbares 
Recht

1.	� Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen 
oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Kaufver-
trages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbstän-
digen beruflichen Tätigkeit handelt, ist Erfüllungsort 
für die Lieferung des Kaufgegenstandes das Herstel-
lerwerk, bei einem außerhalb Europas hergestellten 
Kaufgegenstand das deutsche Auslieferungslager.

2.	� Ist der Besteller Kaufmann, ist für sämtliche gegenwär-
tigen und zukünftigen Ansprüche aus oder im Zusam-
menhang mit diesem Vertragsverhältnis ausschließlicher 
Gerichtsstand Stuttgart. Der Verkäufer ist berechtigt, 
auch am Sitz des Käufers zu klagen.

3.	� Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Käufer keinen 
allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, nach Ver-
tragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein Wohn-
sitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt ist. Im Übrigen gilt 
bei Ansprüchen des Verkäufers gegenüber dem Käufer 
dessen Wohnsitz als Gerichtsstand. 

4.	� Das Übereinkommen der Vereinten Nationen vom  
11. April 1980 über Verträge über den internationalen 
Warenverkauf findet keine Anwendung.

X. �Hinweis gemäß § 36 Verbraucherstreitbeilegungs
gesetz (VSBG)

	� Der Verkäufer wird nicht an einem Streitbeilegungs-
verfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle im 
Sinne des VSBG teilnehmen und ist hierzu auch nicht 
verpflichtet. 


